EDS-Stadtvoretand Leipzig 6. Juni 1990 
Kowmission Öffentlichkeits- 
arbeit 


Heuts_treuhänderische Verwaltung - und morgen? 
1 *% und Zustandekommen des VK-Beschlussoa vom 31. 5. 90 


Die Willkür beginnt! In der 9. Volkskammertagung murde auf An- 
trag der DSU-Praktion folgendss im *Schnellschußrerfahren" 
durohgepeitucht: 


Der Ministerpräsident wird mit der Bildung einer "unabhängi- 

gen Kommission" hbeauftrag;, die die Vermögenawerte aller Par- 
teien und Massenorganisationen der DDR im In- und Ausland 
festzustellen und mit sofortiger Wirkung in treubändsrische 
Verwaltung überführen. 

Es soll ein geastsliohes Verfahren vorbereitet werden, mit dem 
die im einzelnen aufgeführten Vernögenswerte zugunsten gemein- 
nütziger Zweuke eingezogen werden können. 

Zwar wurde von den Autoren beteusrt, daß.mex es auf ungesetslich 
erworbenes Eigentum abgeaehen hätte, doch weigerte man sich, »i- 
ne solohe Formulierung in den Text mufzunehmm. Dieser 0. g. Re- 
giorungskommission sollen außerordentliche Vollmachtem singeräumt 
werden. Sie erhält neben dem üblichen Recht zur Beweisaufnahme 
und Zeugenbefragung auch die Vollmaaht, Hausdurohsuchungen, son= 
stige Untersuchungen und Beschlagnahmungsn vornehmen zu la de 
Dia Gesstzesinitiative war unter Zuhilfenahme seiner Ausmahmarsgel 
der Geschäftsordnung und Umgehung deo Präsidiums der Volkskammer 
erst zu Beginn der Tagung eingebracht worden, um der PDS möglichst 
wenig Zsit zur Vorbersitung einer Verteidigung zu lassen. 

Daran, daß sich der Vorstoß gegen die größte Dppositiouspartei 
richtet, lied DSU-Praktionschef, Prof. Walthw, in der Yon ihm 

in gewohnt populistischer und agitatoriecher Wanier vorgetragenen 
Begründung ksinen Zweifel. 

Bestätigt wird das durch die Tatsuche, Joß mich dis zu erarbeiten- 
ds Übersicht "insbesondere" auf Vermögansws:te entaprschend "dem 
Stand vom 7. Oktober 1989" bericht. 


Spenden und Gelder, dis den regierenden Parteien seither von 
Schwesterpartsien unter Verletzung der DDR-Devisenbestimmun- 
gen zugegangen sind, werden so absolut nioht erfaßt. 

Die Volkskammermehrheit demonstrierte ihr Demokratieverständnis 
dadurch, daß sis sine Kontrolle 0. g. Kommission duroh das Par- 
lament oder dessen Innenausschuß katsgorisch ablehnte, 


Ze Was heißt treukiindsrische Verwaltung? 


Im bürgerlichen Recht heißt treuhänderische Verwaltung von 
Vermögenswerten, daß der Eigentümer die Verwaltung seiner 
Vermögenswerte einer anderen natürlichen oder juristischen Per- 
son überträgt, die in seinem Auftrag handslt. 


Im DDR-Recht ist dieses Treuhänderverhältnis nicht grundsätz- 
lich geregelt. 


as hat tre deriache, Ve, tung für Folgen? 


Die vom Staat verordneta treuhändsrische Verwaltung setzt die 
Eigentümerbefugnisse, d. h. Verfügungsbesitz und Nutzungsrecht 
dea Eigentümers außer Kraft. Sie stellt in diesem Sinne eine 
enteignungsvorbereitende Maßnahme dar. 

Das bedeutet insbesondere, daß Vermögensveränderungen ab 1. Jun 
wirksem nur mit Zustimmung des Vorsitzenden der unabhängigen 
Kommission vorgenommen werden können, Mit anderen Worten, die 
Besitz- und Verfügungsrechte der Parteien und Massenorganisatic 
nen werden vollständig außer Kraft gesetzt. 


Treuhänderische Verwaltung umfaßt Guthaben, Grundstücke, Inmobi 
lien, Betriebe, Unternehmensbeteiligungsn, Erträge aus Verkäufe 
und sonstigen Verwertungen und zugunsten Dritter getroffena Ver 
fügungen. 


Der Handlungsspielraum des Partsivorstandes, der Berirks- und 
Kreisvorstäude sonie von Betrieben und Binriohtungen der Parte: 
ist mit dam Gesetz vom 31. 5. 1990 weitgshend eingeschränkt. 


Die Partei wird sich unter einer unmittelbaren lückenlosen 
Kontrolle der als Treuhlinder eingesetzten Kommission befinden. 


Es ist bezeiohnend, daß die CDU als Regierungspartei ihr eige- 
nes Vermögen und das der Oppositionspartei PDS unter Ausschluß 
jeglicher parlamentarischer Binflußnahne kontrolliert. 


As Worauf zielt der Volkskammerbsschluß zur Treuhandschaft? 


Mit diesen Baschluß will man die größte linke Oppositionspar- 
tei vollständig kontrollieren, sie dann senteignen, um 8ie an- 
schlisßend zu liquidieren. Fir den Wahlkampf zur Länderbildung 
soll die PDS ausgeschaltet werden. 

Das politische Ziel besteht darin, daß in einem geeinten Deutsch- 
land kein Platz sein soll für eine starke linke sozialistische 
Partei. Tanz egal, wie sie haidt, ganz egal, woher sie kommt. 

Es sei denn, sie ist völlig bedeutungslos. 

Verhindert werden soll eine linke Einheitsfromt in Deutschland, 
in der sich alle linken Kräfte tollerieren, als unabhängige Par- 
teion und Orgenisationen zusammenwirken und vielleicht gemeinsna 
zur Wahl antreten. Erfolgschancoen seiner linken Alternative bei 
gesamtdeutschen Wahlen — dam würde Kohl und Co Kälteschauer Über 
den Büoken jagen. 5 


Und nooh ein Motiv: Nach den Kommunalwahlen ist erneut deutlich 
geworden, daß die PDS als politische Kraft in diesem land existiert 
< aich mit einem relativ konstanten Wählerpotential stabilisiert hat 
Dies soll ausgeschaltet werden. Denn politisch gelingt es nicht, 
diese Partei zu zerschlagen. Also muß man andere Mittel und Wege 
finden, und da ist dieser Weg der undifferenzierten Gleichsetzumg 
Laer PDS mit dem alten Erbe SED - auch ihre falsch rerstandene 
* Finanzpolitik - gerade reoht. 


Inkaufgenommen wird durch die Regierungsparteien als taktisches 
Manöver die gleichlautende Forderung an dis Blookparteien, ob- 
wohl dis ja in ihrer Mehrzahl bereits abgssichert an den "Schwe- 
sterparteien" im Westen hängen. 


5. Uns wird vorgemorfen, sine neue Partei sein zu wollen, aber 


uns nicht vom Vermögen der SED zu trennen 


Verschwiegen wird, daß die PDS mit Ausnahme von 3 Verlagen, 

3 Druokersien: und wenigen Betrieben auf der Grundlage der Be- 
schlüsse des Parteivorstandes vom 20. 1. 1990 und des Präsidiums 
vom 13. 1. 1990 zahlreiche Betriebe und Objskte abgegeben hatı 


- vollständige Abflihrung der finanziellen Reserve von 3 Mrd. 
Mark en den Staat; 


- kostenlose Übergabe von 14 Bezirksverlagen, 8 Zeitungs-, Buch- 
und sonstigen Verlagen, .23.Druckerseien und ihrer Betriebsteile, 
4 Spezialbetriebe,-'6 Bildungs-, Forsohungs- und Gesundheits- 
sinrichtungen, 9Ferienheime mit 2,6 Mrd. Marks 


- unentgeltliche Abgabe der DEWAG mit einem Bilanzvermögen von 
307 Mio Mark, das aind 7 Werbe-, Bau- und Spezialbetriebe mit 
ihren Betrisbsteilen und Ferionheimen und sine Betriebuberufs- 
schule; 


- Überführung von 5 organisationseigenen belletristischen Verlag 
mit einem Bilanzvermögen von 47 Mio Mark in Volkseigentums 


- weitere 6 Verlage haben sich in selbständige GmbH umgewandelt 
(ohne Erstattung des Wertea); 


- Intertext/FPremdsprachendienst wurde mit Wirkung vom 1. 3. 1990 
in eine Genossenschaft fiir Übersetzer- und Dolmetacherdienste 
überführt, Partsieigentum in Höhe von 13,1 Mio Mark wurde der 
Genossenschaft als wıteilberer Fonds unentgeltlich übergeben; 


= Genex-GubH und Panorama-GmbH wurden durch Abtretung der orga- 
nmisationseigenen Geaellschaftsantaile in Volkseigentum überfür 


= Abgabe, von 21 Dienatgebäuden, 52 Erholungsheimen, Gästehäussrr 
und Bungalows, 29 andere Binrichtungen, 2. 3. Schulen, Institu 
Werkstätten und Wohnhäuser. 
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6. Objekte der PDS im Territorium von Leipzig, die an andere Nutze 
Ann 
übergeben wurden 


= 
. Lützowstraße 8 (ehemaliges Gästehaus); 

. Dinterstraße 21 (ehemaliges Gästehaus); 

. Wilhelm-Wild-Straße 3 (ehemaliges Bettenhaus); 

. Otto-Schmiedt-Straße 24 (ehemaliges Bettenhaus); 

+ 5 Bungalows in Kulkwitz; 

. Teil des Stadthauses (ehemalige SBL Mitte); 

. Windscheidstraße 22 (ehemalige SBL Süd)ı 

. Phillipp-Miller-Straßse 62 (ehemalige SBL Sldwest); 

. Wilhelm-Liebknecht-Platz 20 - Hinterhaus (ehem. SBL West); 
. Räume KMU (ehemalige KL KMU): 

. Rdume in der Mariannenstraße 100 (shemalige SBL N0); 

. Räume in der G.-Sohumann-Straße 272 (ehemalige SBL Nord); 

. Bäume in der Holzhäuser Straße 72 (ehemalige SBL Sudost); 

„ Richterstraße 9 bis 11 (ehemalige BPS); 

. Richterstraße 8 (Objekt Sowjetarmee)ı 

. Bernhard-Göring-Straßs 152 (ehemalige Stadtleitung) 4 
. Seeburgstraße 5 bis 9 (ehemalige Bezirksparteischule) v 
7. 


Über welche Objekte werden Verhandlungen geführt? 


. Rosa-Luxemburg-Straße 19 - 21 (Rechtsträgsrobjekt), z. Z. Ge- 
schäftsstelle Mitte/Leipzig-Land und weitere Nutzer (Antrag SP 
zum Rechtsträgerwechsel); 


. Eäthe-Kollwitz-Straße 58 (ehemaliges Glsteher | 
. Lenaustraße 1 a (Wohnhaus Familie Hackenberg) 


8. Objekte, die durch die PDS genutzt werden 


. Karl-Liebknecht-Straßs 143 (Eigentumsobjekt), z. 2. PDS- 
Bezirks- und Stadtvorstand, Geschäftsstelle Süd, Vermietung 
an Bedarfsträger - Gewerbe; 


. Windscheidstraße 38 - 40 (Gästehaus), z. 2. Ukonomische Nut- 
zung durch PD3 und für die Bevölkerung (Bigentumsobjekt); 


. 12 Bungalows in Kulkwitz (ökonomische Nutzung zur Erholung 
für PDS-Mitglieder und Sympathisanten - Bewerber melden sich im 
PDS-Stadtvorstand - Rechtsträgerverbältnis mit NEG Kulkwitz, 
Bungalows sind Bigentun); 


. Räume in der Mariannenstraße 100 (Mietverhältnis, z. Z. 
Geschäftsstelle Nordost); 


. Phillipp-Müller-Straße 60 (Mietverhältnis, z. Z. Geschäfte- 
stelle Südwest); 


. Wilhelm-Liebknecht-Platz 20, Vorderhaus (Mistverhältnis, z. 2» 
Geschäftsstelle West); 


. Holzbäuser Straße 72 (Bechtsträgerobjekt), z. 2. Geschäfte- 
stelle Südost und weitere Nutzer; 


» Georg-Schumann-Straße 272 (Reohtsträgerobjekt), z. Z. Ge- 
schäftsstelle Nord und weitere Nutzer 


Am 20. 3. 1990 legte die PDS Leipzig, auf der Grundlage das 
Beschlusses vom Runden Misch der Stadt Leipzig, ihre Eigentums- 
verhältnisse vor der Kommission 24 (Eigentum) der Stedt Leip- 

zig als einzige Partei offen und übergab eine Dokumsntation. 

Die Kommission prüfte alle Angaben und legte die Ergsbniase 
protokollarisch dem Runden Tisch vor. 

Im Ergebnis der Untersuchungen mußte der Runde Tisch der Stadt 
Leipzig zur Kenntnis nehmen, daß der Eigentunsnachweis zu allen 
geprüften Objekten vorliegt, keine Unrechtmäßigkeiten im juristi- 
schen Sinne bestehen. Aber damit konnte man sic a nicht zufrieden 
geben, deshalb wird jetzt an der Moral des Erwerbs von Parteieigentw 
gerüttelt. Denn ea geht ihnen darum, und das zeigt der Beschluß der 
Volkskammer vom 31. 5. 90 sehr deutlich, unsere Partei zu entmündigeı 
und dann zu enteignen. Die Mitglieder, Sympathisanten, Wählerinnen w 
#ähler der PDS werden weder deren Enteignung noch deren Krininalisie. 
rung oder Illegalisierung hinnehmen! 
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Zur Presserklärung des Hauses der Domokratie 


Was ist wahr - was ist Lüge? 


Wahr ist: 


= daß die SED-PDS am 28. 12. 89 dem Rat der Stadt Leipzig 
die Zustimmung zur Nutzung des Gebäudes Bernhard-Göring- 
Straße 152: bis zum Abschluß eines Nutzungsvertrages im Mai 
1990 Ubergab; 


- daß des Gebäude dem Rat der Stadt bis zu diesem Zeitpunkt 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt wärdas 


- daß der Rat der Stadt die Verantwortung übernahm, ab 1. 1. 90 
die Werterhaltung und Unterhaltung des Gebäudes zu sichern; 


- daß wir dem Rat der Stadt bauliche Veränderungen im Objekt 
zugsstimnt haben. 


In einem Schreiben des zu dieser Zeit amtierenden Oberblirgermei- 
sters Hädrich vom 20. 4. 90 an den Parteivoratand der PDS heißt 


"Das: Gebäude Bernhard-Göring-Straße 152 wurde am 23. 12. 89 von der 
damaligen SED-Bezirksleitung dem Rat der Stadt ab 1. 1. 90 mie- 
£rei :zur Nutzung übergeben. Der Grund dafür ergab sich aus der 
Notwendigkeit, den in der Stadt Leipzig wirkendsn neuen demokra- 
"tischen Parteien, Verbänden und Gruppen Voraussetzungen für ih- 

re Arbeit zu schaffen. Mit ihnen wurden befristete Nutzungsverträ- 
ge abgeschlossen." 


Was ist Lüge? 


= Daß die PDS von den inzwischen stabliarten Organisationen 
Misten verlangt oder verlangtes 


=- daß es eine Vereinbarung mit dem Rat der Stadt gibt, die das 
Gebäude der Stadt lbereignatz 


= daß es Absprachen mit der SED bzw. PDS gab, in denen die Über- 
gabe des Gebäudes an die Stadt unantgeltlich vereinbart wurde. 


Und_ was ist wnbegreiflich? 


Wenn sich dis jetzigen Nutzer des Hauses der Demokratie als 
Hausbesetzer erklären, für ein Haus, welches ihnen vom Rat 
der Stadt zugewiesen wurde, und dis PDS ständig srklärt, daß 
den neuen demokratischen Bewegungen und Parteien dieses Ob- 
jekt zur langfristigen Nutzung sur Verfügung stehen soll und 
deshalb sin Nutzungsvertrag notwendig ist. 


Undrınooh ein Wort in eigener Saohe: 


Als wir dieses Gebäude 1983 vom ehomaligen Chemieanlagenbaukombi- 
nat Leipzig/Grimse für 880 TM kauften, war es In einem runterge- 
wirtschaftstom Zustand, vom Daoh Über Mauerwerk, Fußboden, Sani- 
tKranlagen, Heizung bis zur Elektroanlage. 

Un ea in den Zustand zu bringen, wie es der Bat der Stadt von uns 
Übernahn, waren werterhaltende und werterhöhende Maßnahmen in Hö= 
he von Über 2,5 Mio Mark notwendig, ao daß dieses Gebäude heute 


einen Zeitwert von über 3,5 Mio Mark besitzt. W 
[2 


Wor gibt uns das Recht, diesen Vermögensteil unserer Mitglieder 22 
einfach zu verschenken? er 


